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N i e d e r s c h r i f t 

 

über die  33. öffentliche Sitzung der Stadtverordnetenversammlung 

am Dienstag, den  28. April 2015, um 20.00 Uhr im Sitzungssaal 

der "Lindener Ratsstuben" 

____________________________________________________________________________ 

 

Anwesend: 

 

a)   Stadtverordnetenvorsteher: Ralf Burckart 

 

b)  Stadtverordnete: Jürgen Arnold (entschuldigt) 

  Moritz Arnold   

  Hans Bausch    

  Anneliese Bork 

  Michael Fischer   

  Dagmar Gebauer (entschuldigt) 

  Sebastian Gebauer (entschuldigt)  

 Renate Geiselbrechtinger 

 Axel Globuschütz (entschuldigt) 

 Dr. Michaela Goll    

  Dieter Haggenmüller 

  Dirk Hansmann    

 Volker Heine 

 Timo Klös (entschuldigt) 

 Gisela Koch   

 Gudrun Lang  

 Harald Liebermann   

 Franziska Lodde 

 Hendrik Lodde 

  Antje Markgraf 

  Uwe Markgraf   

  Burkhard Nöh  

 Matthias Spangenberg (entschuldigt)  

 Iskender Schütte 

  Dr. Christof Schütz   

 Werner Schwarz 

  Tim-Ole Steinberg  

  Eva Steinmetz   

  Thomas Utschig 

 Fabian Wedemann 

  Wolfgang Weiß  

  Horst Weitze 

  Michael Wolter  

 Dr. Heinz-Lothar Worm  

 Metin Yildiz (entschuldigt)  

 Marga Zoller  

 

c) Magistrat: Bürgermeister Jörg König  

  Erster Stadtrat Norbert Arnold 

  Stadtrat Thomas Altenheimer 

 Stadträtin Petra Braun  
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 Stadtrat Wolfgang Gath 

 Stadtrat Reinhold Krapf 

  Stadtrat Robert Kreuzinger-Ibe (entschuldigt) 

  Stadtrat Manfred Leun 

  Stadtrat Gerhard Trinklein   

      

d) Ausländerbeiratsvorsitzender: Dr. Ehsan Sadeghian 

 

e) Verwaltung: Hans-Ulrich Heymann 

   Patrick Retzer  

 

f) Presse: Herr Agel, Gießener Allgemeine 

  Herr Wißner, Gießener Anzeiger  

 

g)  Zuhörer: 10  

   

h) Protokollführerin: Renate Wolf 

 

 

Stadtverordnetenvorsteher Ralf Burckart eröffnet die  33. öffentliche Sitzung der laufenden Legislatur-

periode. Er begrüßt die Bürgerinnen und Bürger, die Mitglieder des Parlamentes, den Vorsitzenden 

des Ausländerbeirates, Herrn Dr. Sadeghian, den Magistrat, die Vertreter der Presse sowie alle anwe-

senden Zuhörer. Er stellt fest, dass die Einladung form- und fristgerecht zugestellt wurde, die durch 

die HGO vorgeschriebene Veröffentlichung der Einladung in den Lindener Nachrichten ordnungsge-

mäß erfolgte und die Stadtverordnetenversammlung somit beschlussfähig ist. Anschließend gratuliert 

Stadtverordnetenvorsteher Burckart allen Parlamentariern und Magistratsmitgliedern, die seit der letz-

ten Sitzung Geburtstag hatten. Besondere Glückwünsche in Form eines Blumenstraußes erhalten 

Stadtrat Trinklein zum 65. Geburtstag, Stadtverordneter Michael Fischer zum 60. Geburtstag, Stadt-

verordneter 

Weitze zum 65. Geburtstag. Stadtverordneter Bausch erhält anlässlich seiner Goldenen Hochzeit 

ebenfalls die herzlichsten Glückwünsche in Form eines Blumenstraußes, verbunden mit den Wün-

schen, die Glückwünsche an seine Gattin weiterzuleiten.  

Stadtverordnetenvorsteher Burckart bittet die Anwesenden sich zum Gedenken an den am 

12.02.2015, im Alter von 80 Jahren, verstorbenen Ehrenstadtverordneten Heinz Schäfer zu erheben. 

In einer kurzen Laudatio geht er auf die kommunalen und ehrenamtlichen Tätigkeiten des Verstorbe-

nen ein.  

 

Zur Tagesordnung ergeben sich folgende Änderungen: 

Stadtverordnete Lang bittet um den Tausch der Tagesordnungspunkte 5 und 6; hiergegen ergeben 

sich keine Einwände.  

Somit steht folgende Tagesordnung zur Beratung:  

 

 

Tagesordnung: 

 

1. Berichterstattung durch den Magistrat 

 

2. Feuerwehrangelegenheiten; 

 hier: Ernennung eines Stellv. Wehrführers 

 

3. Bauleitplanung der Stadt Linden, Stadtteil Großen-Linden 

Bebauungsplan Nr. 29 „Ortslage Großen-Linden“ Teil 1/2: Westlich Alte 
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Heerstraße/Moltkestraße - 2. Änderung 

hier: Satzungsbeschluss gem. § 10 Abs. 1 BauGB 

- Magistratsvorlage Drucksache Nr. 121a/11/16 - 

 

4. Erschließung und Vermarktung des Neubaugebietes „Nördlich Breiter Weg“ 

- Magistratsvorlage Drucksache Nr. 119/11/16 - 

 

5. Berichtsantrag zur Situation der Kinderbetreuung 

 - Antrag SPD - Fraktionsantrag Nr. 045/11/16 - 

 

6 Herrichtung von Räumen für die Betreuung von Kindergartenkindern 

 - Magistratsvorlage Drucksache Nr. 120/11/16 - 

 

7.  Bekämpfung der Kriminalität in Linden; 

hier: Einführung künstlicher DNA in der Stadt Linden 

- Antrag SPD - Fraktionsantrag Nr. 046/11/16 - 

 

8. Bekämpfung der Kriminalität in Linden; 

 hier: Einrichtung eines „Beirates zur Kriminalitätsbekämpfung“ in der Stadt Linden 

- Antrag SPD - Fraktionsantrag Nr. 047/11/16 – 

 

9. Aufnahme in das Hessische Dorfentwicklungsprogramm 

- Antrag SPD - Fraktionsantrag Nr. 048/11/16 - 

 

10. Umsetzung des Hessischen Gesetzes zur Neuregelung des Spielhallenrechts 

- Antrag SPD - Fraktionsantrag Nr. 049/11/16 - 

 

11. Satzung über die Erhebung einer Wettbürosteuer 

- Antrag SPD - Fraktionsantrag Nr. 050/11/16 - 

 

12. Anfragen von Stadtverordneten und Verschiedenes 

 

 

Zu TOP 1 

Berichterstattung durch den Magistrat 

 

Bahnviadukt Sudetenstraße/Mittelweg/Niklaus-Otto-Straße/Zufahrt Forst 

Inzwischen ist hier eine Projektvorstellung im Rathaus erfolgt. Neben der von der Bahn vorgesehenen 

1:1 Erneuerung wurden dabei auch zwei Varianten dargestellt, die eine Aufweitung auf 7,50 m bzw. 

9,00 m beinhalteten. Ein Schreiben bezüglich des Kostenanteils für die Stadt wurde nachgereicht.  

Nach dem Eisenbahnkreuzungsgesetz muss derjenige die Kosten tragen, der eine Erweiterung der 

Maßnahme beantragt. Die bedeutet: vergrößert sich die Aufweitung, erhöht sich auch der Anteil der 

Stadt und der Anteil der DB Netz AG verringert sich. Sollte hier keine Vergünstigung zu Gunsten der 

Stadt vereinbart werden können, wird der Magistrat hierzu keine Vorlage vorlegen. Ein Aufschub über 

die Mitteilung der Entscheidung bis zur Jahresmitte wurde beantragt.  

 

Breitbandausbau 

Hierzu hat eine entsprechende Informationsveranstaltung für den Magistrat stattgefunden. Dabei stell-

te sich allerdings heraus, dass zwei Bereiche in Linden nicht ausgebaut werden sollen (Neuhof und 

Teilbereich Gewerbegebiet Nikolaus-Otto-Straße).  

Aus diesen beiden Gebieten gingen bei der Stadt bisher keine Beschwerden ein. Somit kann davon 

ausgegangen werden, dass man hier auf andere Möglichkeiten zurückgreift.  
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Es wären Mittel in Höhe von 200.000 € durch die Stadt aufzuwenden, um mit der Breitband Gießen 

GmbH hier einen Ausbau hinzubekommen. 

 

Sporthalle Anne-Frank-Schule 

Hierzu sind noch immer Verhandlungen im Gange; es wird weiter berichtet.  

 

Geschwindigkeitsreduzierung auf 30km/h in der Nachtzeit 

Sobald hierzu die Zustimmung des RP vorliegt, erfolgt die Umsetzung.  

Die von Herrn Stadtverordneten Heine vorgeschlagene Überprüfung zur Geschwindigkeitsreduzierung 

in der Frankfurter Straße ist weitergegeben worden und wird geprüft.  

 

Befristeter Einsatz zwecks Überwachung des ruhenden Verkehrs 

Da der Hilfspolizist krankheitsbedingt noch nicht zur Verfügung steht, hat der Magistrat beschlossen, 

sich für die Durchführung seiner Aufgaben eines privaten Anbieters zu bedienen. Durch die Genehmi-

gung des Regierungspräsidiums Gießen leiht das beauftragte Unternehmen das speziell qualifizierte 

Personal nach den Bestimmungen des AÜG (Arbeitnehmer-Überlassungsgesetz) aus. Die Einsätze 

zur Überwachung des ruhenden Verkehrs im Gebiet der Stadt Linden erfolgen gemäß der mit der 

Ordnungsbehörde Linden abgestimmten Zeiteinteilung. 

 

Um- und Ausbau des Parkplatzes „Pfaffenpfad“ an der A45 

Hessen Mobil hatte schon vor längerer Zeit der Stadt mitgeteilt, dass eine erhebliche Erweiterung des 

Parkplatzes „Pfaffenpfad“ der noch in der Gemarkung Großen-Linden liegt, geplant ist. Der Magistrat 

hatte wegen des Flächenverbrauchs Einwände vorgebracht, auch mit dem Hinweis, dass sich in 

nächster Nähe der Autohof Lützellinden mit einem großen Parkplatzangebot befindet. Hessen Mobil 

hat  in einer Stellungnahme an den RP die Einwände der Stadt Linden zurückgewiesen. Im Rahmen 

des Planfeststellungsbeschluss durch das Ministerium wird abschließend über die Einwendung der 

Stadt Linden entschieden.  

 

Einbruchsversuch im Rathaus 

Wie der Tagespresse zu entnehmen war, wurde in der Nacht von Samstag auf Sonntag ein Ein-

bruchsversuch im Rathaus im Bereich des Einwohnermeldeamtes unternommen. Die vor ein paar 

Jahren eingebaute Alarmanlage schlug nach dem Einschlagen des Fensters Alarm und hat die Ein-

brecher vertrieben.  

 

Bericht zum HH-Vollzug 

Bgm. König trägt einen entsprechenden Bericht vor – auf die verteilten Schriftsätze hierzu wird ver-

wiesen.  

  

Zum Bericht des Magistrats ergeben sich folgende Wortmeldungen: 

 

Stadtverordneter Heine möchte wissen, welche Kosten auf die Stadt Linden bei der Überwachung des 

ruhenden Verkehrs durch diese Firma entstehen und ob für die Erweiterung des Pfaffenpfades noch 

Gelände von der Stadt benötigt wird.  

 

Laut Bgm. König wird die Überwachung nach Stundensatz abgerechnet; zunächst auf 3 Monate be-

fristet. Näheres muss noch geklärt werden. 

Die Anlegung des Parkplatzes Pfaffenpfad befindet sich noch in der Planungsphase; städtische Flä-

che wird nicht benötigt.   

 

Stadtverordneter Fischer möchte zum Bericht zum HH-Vollzug wissen, ob der Jahresabschluss 2009 

bis zum 30.04.2015 fertig gestellt ist. 
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Laut Bgm König ist der Jahresabschluss 2009 fast fertig und wird nächste Woche dem Magistrat vor-

gestellt.  

 

Eine Frage des Stadtverordneten Schütz zum HH-Vollzug bezüglich Gewerbesteu-

er/Vergnügungssteuer wird von Bgm. König zufriedenstellend beantwortet.  

 

 

Zu TOP 2 

Feuerwehrangelegenheiten; 

hier: Ernennung eines Stellv. Wehrführers 

 

Bgm. König ist stolz darauf, dass in der Stadt immer wieder Personen vorhanden sind, die sich 

über Jahrzehnte im Ehrenamt zur Verfügung stellen. Dies ist auch bei Dennis Braun der Fall, 

der bereits schon 2 Jahre ohne Ernennung als Stellv. Wehrführer tätig war, obwohl er noch 

nicht alle erforderlichen Lehrgänge absolviert hatte. Dies ist nun der Fall und somit kann auch 

die offizielle Ernennung erfolgen.  

Diese wird durch Stadtverordnetenvorsteher Burckart vorgenommen (Ablegung des Dienstei-

des) und Bgm. König überreicht die Ernennungsurkunde.  

 

 

Zu TOP 3 

Bauleitplanung der Stadt Linden, Stadtteil Großen-Linden 

Bebauungsplan Nr. 29 „Ortslage Großen-Linden“ Teil 1/2: Westlich Alte Heerstra-

ße/Moltkestraße - 2. Änderung 

hier: Satzungsbeschluss gem. § 10 Abs. 1 BauGB 

- Magistratsvorlage Drucksache Nr. 121a/11/16 – 

 

Bgm. König berichtet, dass hierüber im Ausschuss für Bau, Planung und Umwelt ausführlich beraten 

wurde. Darüber hinaus ist das Vorhaben dem Parlament insgesamt vorgestellt worden. Alle Verfah-

rensschritte wurden ordentlich abgearbeitet, so dass nun der Satzungsbeschluss erfolgen kann.  

 

Der Stellv. Vorsitzende des BPU-Ausschusses, Stadtverordneter  Heine, geht noch einmal kurz auf 

die Beratungen ein. Abschließend hat der Ausschuss für Bau, Planung und Umwelt folgende Be-

schlussempfehlung abgegeben: 

Teil 1: 6 Ja-Stimmen, keine Gegenstimme, 2 Enthaltungen 

Teil 2: 6 Ja-Stimmen, keine Gegenstimme, 2 Enthaltungen 

Teil 3: 6 Ja-Stimmen, keine Gegenstimme, 2 Enthaltungen 

 

Stadtverordnete Markgraf teilt mit, dass ihre Fraktion der Vorlage nicht zustimmen werde; ein Haupt-

grund sei die verkehrliche Erschließung und die aus dem Vorhaben selber resultierende hohe Ver-

kehrsbelastung der Bahnhofstraße.  

 

Stadtverordneter Dr. Schütz weist darauf hin, dass auf Seite 6  der Begründung angeführt wird, dass 

der FN-Plan im Wege der Berichtigung anzupassen sei. Er möchte wissen wann und in welcher Form 

diese geschehen soll.  

Auf Seite 8 der Begründung wird das Maß der baulichen Nutzung angesprochen. Hier erscheine ihm 

bei einer II-geschossigen Bauweise die max. Firsthöhe von 12 m unproportioniert; auch auf den Bil-

dern auf Seite 16 könne man keine andere Nutzung des Daches als Dach erkennen. Dann müsse das 

Dachgeschoss doch sehr hoch ausfallen!?   
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Bgm. König findet es schade, dass diese Fragen nicht schon in der Ausschusssitzung gestellt oder vor 

der Stadtverordnetensitzung in Schriftform eingereicht wurden, da diese nur der Planer, Herr Chris-

tophel fachlich beantworten könne.  

 

Stadtverordneter Dr. Schütz kann nicht nachvollziehen, dass heute über eine Vorlage/eine Begrün-

dung mit Datum vom 22.04.2015 entschieden werden soll, während der Bauausschuss bereits am 

20.04.2015 beraten hat.  

 

Bgm. König begründet dies damit, dass der Bauausschuss um eine Erweiterung der Vorlage gebeten 

habe; hier sollte noch unter den Festsetzungen unter Punkt 7 die „Ostfassade“  mit aufgenommen 

werden. Stellv. Ausschussvorsitzender Heine hatte dann um einen neuen Plan bis zur Stadtverordne-

tenversammlung und entsprechende Änderung der Vorlage gebeten. Dies wurde ihm zugesagt. Um 

keine Verwechslungen aufkommen zu lassen, wurde die neue Vorlage 121a/11/16 erstellt und dazu 

entsprechend auch der neue Plan und demzufolge auch die um den Begriff „Ostfassade“ ergänzte 

Begründung neu vom 22.04.2015. 

 

Stadtverordneter Fischer teilt für seine Fraktion mit, dass man bereits im Zuge des Offenlegungsbe-

schlusses diese Vorgehensweise als falsch betrachtet. Hier hat sich zuerst ein Investor über die Nut-

zung des Grundstückes Gedanken gemacht und dann erst die Stadt Linden.  

Aus städtebaulicher Sicht ist es genau anders herum geboten; zuerst muss sich die Stadt Gedanken 

darüber machen, wie sie innerörtliche Baulücken füllen könnte, dann wäre der B-Plan zu ändern und 

erst dann komme der Investor ins Spiel, der die Vorgaben der Stadt umsetzen müsse. Dies sei jedoch 

eine grundsätzliche Erwägung, die auch in der Vergangenheit schon öfters von der Mehrheit so ge-

handhabt wurde.  

Des Weiteren sei es für ihn verwunderlich, dass im B-Plan eine höhere Geschossflächenzahl ausge-

wiesen ist, als der Investor gefordert habe.  

Auch auf die verkehrliche Erschließung und den Immissionsschutz geht er noch näher ein. Zum Im-

missionsschutz habe auch der RP Einwände gegen die Ausweisung als Allgemeines Wohngebiet 

(WA) erhoben. Auf Probleme mit einem nicht genehmigten Biergarten werde hingewiesen. Hier müsse 

eigentlich Ortspolizeilich gegen eine alt-eingesessene Gaststätte vorgegangen werden; dies sei je-

doch auch nicht unbedingt so gut.  

Auch wegen der Änderung des FN-Plans werde die Zustimmung verweigert. Wenn dieser geändert 

werden müsste, so müsse dies auch im Beschlussantrag enthalten sein.  

 

Stadtverordneter Liebermann kann nicht nachvollziehen, dass diese Fragen nicht früher gestellt wur-

den, zumal sich der Fachausschuss ausführlich damit befasst hat. Die angesprochene max. Firsthöhe 

passe sich der umgebenden Bebauung an.  

Auch die „falsche Reihenfolge“ sei für ihn nicht zu verstehen. Das Parlament könne sich die wunder-

barsten Dinge ausdenken, aber was mache man dann, wenn dafür kein Investor gefunden werden 

könne? Daher sei die hier angewandte Reihenfolge absolut der richtige Weg gewesen.  

Eine Ablehnung ohne Vorschlag, was mit der Brache geschehen soll, sei nicht verständlich. Egal wel-

che Art von Bebauung hier entstehen werde, werde auch der Verkehr zunehmen.  

 

Bgm. König ergänzt, dass auch die Fläche einer Privatperson gehört hat und nicht der Stadt. Der vor-

herige Besitzer hatte eine Idee, was mit seinem Grund und Boden geschehen könne, hat ihn verkauft 

und der neue Besitzer ist mit seinen Vorstellungen auf die Stadt zugekommen. Es hätte wenig Sinn 

ergeben, wenn die Stadt hier keine Zustimmung gegeben hätte.  

 

Stadtverordneter Dr. Schütz fragt nach, ob der Vorschlag des Stadtverordneten Fischer  bezüglich der 

Änderung der Vorlage zum Thema Flächennutzungsplan aufgenommen wurde. 

 

Dies wird von Stadtverordnetenvorsteher Burckart bejaht. 
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Die Beschlussvorlage wird um 5. ergänzt:  

5.  Der FN-Plan wird im Wege der Berichtigung nach § 13 a Abs. 2 Nr. 2 BauGB angepasst.  

 

Stadtverordnetenvorsteher Burckart lässt getrennt abstimmen: 

 

1. Bei 9 Gegenstimmen – mit Mehrheit angenommen 

2. Bei 9 Gegenstimmen – mit Mehrheit angenommen 

3. Bei 9 Gegenstimmen – mit Mehrheit angenommen 

4. Bei 9 Gegenstimmen – mit Mehrheit angenommen 

5. Bei 9 Gegenstimmen – mit Mehrheit angenommen 

 

 

Zu TOP 4 

Erschließung und Vermarktung des Neubaugebietes „Nördlich Breiter Weg“ 

- Magistratsvorlage Drucksache Nr. 119/11/16 - 

 

Bgm. König erklärt, dass auch dieser Punkt ausführlich vorgestellt und beraten wurde.  

Ein Vorteil liegt u.a. darin, dass der städtische HH nicht belastet wird – die HLG finanziert vor. 

Sie ist ein kompetenter Partner auch in Bezug auf ein Controlling in der Bauausführung; glei-

ches gilt für die Vermarktung der Grundstücke.  

Wie im HFA bereits mitgeteilt, kann der abzuschließende Vertrag, der vorher mit dem HSGB 

abgestimmt wird, von den Stadtverordneten eingesehen werden.  

 

Der Haupt- und Finanzausschuss hat einstimmige Beschussempfehlung ausgesprochen.  

 

Der Ausschuss für Bau, Planung und Umwelt hat mit 6 Ja-Stimmen und 2 Enthaltungen Be-

schlussempfehlung ausgesprochen.  

 

Stadtverordneter Fischer erklärt, dass er bereits im HFA erklärt habe, dass die Stadtverordne-

tenversammlung diesen Vertrag beschließen und nicht nur ansehen sollte. Hier habe man wohl 

aneinander vorbei geredet. Dies wurde auch in der Vergangenheit so gehandhabt. Die Stadt-

verordnetenversammlung sollte darauf schauen, da es auch um die Vermarktung geht. Bei der 

Erschließung habe man wohl nicht viel zu sagen aufgrund der fehlenden Fachkenntnisse, aber 

bei der Vermarktung sollte durch den Vertrag darauf geachtet werden, dass die Ziele der Stadt 

hinreichend ausgeführt werden. Zumal es sich hier auch um das letzte Baugebiet der Stadt 

handelt. Dies sollte wie folgt im Beschlussantrag festgehalten werden: „Es wird ein entspre-

chender, gesondert von der Stadtverordnetenversammlung zu beschließender Erschließungs- 

und Vermarktungsvertrag zwischen Stadt und HLG geschlossen.  

Des Weiteren sollte zur Verdeutlichung aufgenommen werden, dass es hier nur um den 1. BA 

geht und nicht um den gesamten Bereich bis zur Bahn. (Ergänzung Betreff: „Erschließung und 

Vermarktung des Baugebietes „Nördlich Breiter Weg (1. BA)“ durch die Hessische Landgesell-

schaft (HLG) – der 1. BA wird generell hinter den Begriff „Nördlich Breiter Weg“ gesetzt) 

 

Bgm. König erklärt, dass diese Änderungen aufgenommen werden können.  

 

Die Abstimmung über die geänderte Magistratsvorlage Drucksache Nr. 119/11/16 ergibt ein-

stimmige Annahme.  
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Zu TOP 5 

Berichtsantrag zur Situation der Kinderbetreuung 

- Antrag SPD - Fraktionsantrag Nr. 045/11/16 - 

 

Stadtverordnete Lang bringt den Antrag ihrer Fraktion ein und erläutert diesen.   

 

Bgm. König erklärt, dass sich das ein oder andere inzwischen schon relativiert hat; zumal dieses 

Thema in den Ausschüssen sehr ausführlich diskutiert wurde.  

Unabhängig davon erteilt er die gewünschten Auskünfte.  

 

Stadtverordnete Lang bittet um weitere Erklärungen zu dem von Bgm. König angesprochenen Punk-

tesystem.  

 

Laut Bgm. König werden die erforderlichen Kindergartenplätze nicht mehr nach „Kinder“ ermittelt; hier 

gibt es ein Punktesystem wie folgt:  

- für ein „Ü3-Kind“ bekommt man 1 Punkt 

- für ein „U3-Kind“ bekommt man 1,5 Punkte 

- für ein „U2 Kind“ bekommt man 2,5 Punkte 

 

Aufgrund der Ausführungen des Bürgermeisters erklärt Stadtverordnete Lang, dass man sich für die 

Zukunft wohl darüber Gedanken machen müsste, einen weiteren Kindergarten zu bauen.  

 

Zur Frage nach der „Werbung“ für Erzieher/innen erklärt Bgm. König, dass man in den Tageszeitun-

gen und dem amtlichen Bekanntmachungsblatt entsprechende Anzeigen aufgegeben habe. Im Fach-

bereich der Uni Gießen und Marburg wurde ein Aushang getätigt; dort wurde auch Herr Prof. Neuss 

entsprechend angesprochen. Dieser hat einen Pool gebildet, da auch andere Kommunen vor ähnli-

chen Problemen stehen. Allerdings ist der Kinderzuwachs in Linden wohl erheblich größer als in den 

Nachbargemeinden.  

 

Eine weitere Frage zu befristeten und unbefristeten Stellen wird von Bgm. König zufriedenstellend 

beantwortet, so dass der Antrag als abgeschlossen beantwortet gilt.  

 

 

Zu TOP 6 

Herrichtung von Räumen für die Betreuung von Kindergartenkindern 

- Magistratsvorlage Drucksache Nr. 120/11/16 - 

 

Bgm. König erklärt hierzu, dass man mit der Kindergartenaufsicht, Frau Arnold, hierzu diverse Mög-

lichkeiten/Objekte besichtigt habe und zu dem Schluss gelangt ist, in der Konrad-Adenauer-Straße 19 

eine „Zweigstelle“ des Kindergartens Stadtzentrum einzurichten. Für die erforderlichen Umbaumaß-

nahmen wären hier die wenigsten Kosten einzusetzen. Bgm. König hofft, dass man zunächst bis zum 

kommenden Jahr so verfahren könne. Er werde in den nächsten Sitzungen zu diesem Thema immer 

wieder berichten.  

 

Der Ausschuss für Jugend, Soziales, Sport und Kultur hat mit 8 Ja-Stimmen und 1 Enthaltung Be-

schlussempfehlung ausgesprochen.  

 

Der Haupt- und Finanzausschuss hat bei 7 Ja-Stimmen und 1 Enthaltung Beschlussempfehlung aus-

gesprochen.  

 

Stadtverordneter Dr. Schütz teilt mit, dass seine Fraktion dieser Vorlage grundsätzlich zustimmen 

werde, allerdings habe man an einigen Stellen Bedenken bzw. Besorgnis festmachen müssen.  
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1. Im Ausschuss habe er nicht gefragt, welche Maßnahmen zur Finanzierung dieser neuen „Zweigstel-

le“ zurückgestellt werden. 

2. Der durch das KiföG geforderte Personalschlüssel mit 4,11 Personalstellen erscheine zu niedrig. 

Niemand könne die Stadt darin hindern, hier eine Aufstockung vorzunehmen. Auch solle man nach 2 

Jahren überprüfen, ob sich die dortige Situation (Wechsel der Kinder von einer Einrichtung in die an-

dere) bewährt habe.  

3. Im Ausschuss wurde gesagt, dass hier nur Ü3-Kinder“ untergebracht werden sollen. Ist dies zutref-

fend? 

 

Bgm. König erklärt hierzu, dass man gerade dabei sei, die Besetzung dieser Zweigstelle auszuarbei-

ten. Sicher sei es praktischer, wenn dort nur Kinder untergebracht werden, die nur bis mittags betreut 

werden müssen.  

Zur Finanzierung wurde die Erneuerung der Robert-Bosch-Straße verschoben; dies wurde bereits im 

Bericht zum HH-Vollzug erwähnt.  

Insgesamt sei diese Situation für alle neu und bedeute eine gewisse Umstellung.  

 

Stadtverordneter Fischer betont, dass Bgm. König alle Alternativen ausführlich dargelegt habe; etwas 

Besseres sei jedoch auch seiner Fraktion nicht eingefallen. Auch Herr Dr. Schütz habe einige wichtige 

Punkte bereits angesprochen. Seiner Meinung nach werde aber der Abschluss des Mietvertrages 

noch diverse Probleme bereiten.   

 

Hierzu teilt Bgm. König mit, dass der Magistrat zunächst an einen Mietvertrag über 2 Jahre gedacht 

hat; danach könnten beide Seiten kündigen. Dies könnte jedoch tatsächlich zu zeitlich bedingten 

Problemen führen, so dass man den Mietvertrag über 3 Jahre abschließen wolle.  

 

Die Abstimmung über die Magistratsvorlage Drucksache Nr. 120/11/16 ergibt einstimmige Annahme.  

  

 

Zu TOP 7 

Bekämpfung der Kriminalität in Linden; 

hier: Einführung künstlicher DNA in der Stadt Linden 

Antrag SPD - Fraktionsantrag Nr. 046/11/16 - 

 

Stadtverordnete Lang bringt den Antrag ihrer Fraktion ein, erläutert diesen ausführlich und bittet um 

Verweisung in die zuständigen Ausschüsse.  

 

Stadtverordneter Nöh erklärt, dass er dem Antrag grundsätzlich zustimmen kann, allerdings sei ent-

scheidend, ob diese Maßnahmen dafür geeignet sind. Die künstliche DNA ist noch nicht so lange be-

kannt; seit 2009 gibt es in Bremen ein Pilotprojekt – Ergebnisse sind noch nicht bekannt. Daher sei die 

Verweisung in die Ausschüsse sinnvoll.  

 

Stadtverordnetenvorsteher  Burckart verweist den Antrag in die Fachausschüsse.  

 

 

Zu TOP 8 

Bekämpfung der Kriminalität in Linden; 

hier: Einrichtung eines „Beirates zur Kriminalitätsbekämpfung“ in der Stadt Linden 

Antrag SPD - Fraktionsantrag Nr. 047/11/16 – 

 

Stadtverordnete Lang bringt den Antrag ihrer Fraktion ein und erläutert diesen.  Auch hier wird eine 

Verweisung in die zuständigen Ausschüsse beantragt.  
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Stadtverordneter Nöh erklärt, dass man die Einrichtung eines „Beirates zur Kriminalitätsbekämpfung“ 

doch etwas kritisch betrachte. Diese Form sei gänzlich unbekannt, auch in Bezug auf die Bezeich-

nung. Die Bekämpfung der Kriminalität sei eine staatliche Hoheitsaufgabe und nicht Aufgabe von inte-

ressierten Bürgern. Ihm sei bekannt, dass es sogenannte „Präventionsräte“ gebe; allerdings nur in 

Großstädten. Eine Verweisung in die Ausschüsse sei auch hier sinnvoll.  

 

Stadtverordnetenvorsteher  Burckart verweist den Antrag in die Fachausschüsse.  

 

 

Zu TOP 9 

Aufnahme in das Hessische Dorfentwicklungsprogramm 

Antrag SPD - Fraktionsantrag Nr. 048/11/16 - 

 

Stadtverordneter Markgraf bringt den Antrag seiner Fraktion ein und gibt nähere Erläuterungen hierzu.  

Eine Verweisung in die Fachausschüsse wird beantragt. 

 

Stadtverordnetenvorsteher Burckart erklärt, dass die Fachausschüsse hierüber beraten sollen. 

 

Stadtverordneter Liebermann erklärt, dass hierzu sicher noch viele Informationen erforderlich sind, um 

einen entsprechenden Beschluss fassen zu können und bittet darum, dass hierfür ein kompetenter 

Referent eingeladen wird.   

 

 

Zu TOP 10 

Umsetzung des Hessischen Gesetzes zur Neuregelung des Spielhallenrechts 

Antrag SPD - Fraktionsantrag Nr. 049/11/16 - 

 

Stadtverordneter Fischer bringt den Antrag seiner Fraktion ein und gibt nähere Erläuterungen hierzu.  

Hierzu soll eine Beschlussfassung herbeigeführt werden. Der Antrag wird dahingehend geändert, 

dass der zweite Absatz gestrichen werden soll.  

Stadtverordneter Fischer erläutert kurz Sinn und Inhalt dieses aus dem Jahre 2012 stammenden Ge-

setzes und stellt fest, dass in Linden doch an der einen oder anderen Stelle dagegen verstoßen wird. 

Hier wird der Magistrat um Überprüfung gebeten und Maßnahmen zu ergreifen, die zur Einhaltung des 

Gesetzes geeignet sind. Bis zur nächsten Stadtverordnetensitzung soll hierzu berichtet werden. 

 

Bgm. König erklärt, dass der Landkreis Gewerbeprüfer im Einsatz hat, die im Auftrag der Stadt Linden 

bereits die entsprechenden Gewerbetreibenden überprüfen. Ergebnisse liegen hierzu noch nicht vor, 

daher sei auch die Fristsetzung problematisch. Man könne aber auch keine Firmen in der Stadtver-

ordnetenversammlung namentlich erwähnen.  

Mit Maßnahmen zur Einhaltung des Gesetzes oder Ahndung bei Verstößen müsse man vorsichtig 

sein, da es hierzu noch keine Rechtsprechung gebe und es so evtl. zu Schadensersatzansprüchen 

kommen könnte. Man sollte hier nicht vorschnell agieren. Er habe kürzlich ein Urteil des Verwaltungs-

gerichtes Gießen gelesen, aus dem hervorgeht, dass Werbung grundsätzlich nicht verboten sei. Somit 

könne auch am Anfang eines Gewerbegebietes Werbung für eine Spielhalle betrieben werden.  

 

Stadtverordneter Fischer möchte wissen, seit wann die Gewerbeprüfer damit beauftragt wurden und 

ob ein Ende abzusehen ist. Mit der Fristsetzung habe man kein Problem und auch der Begriff könne 

gestrichen werden.  

Der Antrag lautet dann wie folgt: 

„ Der Magistrat wird aufgefordert, umgehend die Einhaltung der Regelungen des seit Juli 2012 gelten-

den Hess.SpielhG durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen und der StVVers bis spätestens zur 
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Sitzung am 15.09.2015 eine Aufstellung aller festgestellten Verstöße gegen die Bestimmungen des 

HessSpielhG und über die ergriffenen Maßnahmen vorzulegen.“ 

 

Stadtverordneter Dr. Schütz teilt mit, dass dieser Antrag in der geänderten Form unterstützt wird, da 

er der Politik seiner Fraktion entspricht. Auch er ist der Meinung, dass man nicht darauf warten sollte, 

bis jemand ein Gericht in dieser Angelegenheit angerufen hat. Die Stadt muss Zeichen setzen; hier 

gibt es klare Regelungen.  

 

Stadtverordneter Bausch signalisiert ebenfalls Zustimmung. Er möchte noch wissen, ob die vorhande-

nen Hinweisschilder städtische sind. Wenn dem so wäre, würde ja die Stadt selber gegen das Gesetz 

verstoßen. 

 

Laut Stadtverordnetenvorsteher Burckart sind dies Privatschilder; die Stadt hat damit nichts zu tun.  

 

Die Abstimmung über den geänderten Antrag ergibt einstimmige Annahme.  

 

 

Zu TOP 11 

Satzung über die Erhebung einer Wettbürosteuer 

Antrag SPD - Fraktionsantrag Nr. 050/11/16 - 

 

Stadtverordneter Fischer bringt den Antrag seiner Fraktion ein und gibt nähere Erläuterungen hierzu.  

Man habe sich hierzu an der Mustersatzung des HSGB orientiert; eine Verweisung in die Ausschüsse 

wird beantragt.  

 

Dem Antrag wird stattgegeben. 

 

 

Zu TOP 12 

Anfragen von Stadtverordneten und Verschiedenes 

 

Stadtverordnetenvorsteher Burckart teilt mit, dass, wie unschwer zu erkennen, der Sitzungssaal einen 

neuen Fußbodenbelag erhalten hat. 

Des Weiteren begrüßt er Herrn Patrick Retzer als voraussichtlichen Nachfolger von Herrn Heymann.  

 

Öffnung der Einbahnstraßen für Radfahrer 

Stadtverordneter Dr. Schütz fragt in dieser Angelegenheit nach dem Sachstand. 

 

Laut Bgm. König sei man mitten in der Umsetzung. Allerdings habe man schon eine Änderung zu-

rücknehmen müssen. Die Junkergasse sei aus Sicherheitsgründen dafür nicht geeignet.  

 

 

Ende der Sitzung:   22.05  Uhr 

 

 

 

--------------------------------------------------------   ------------------------------------------ 

Ralf Burckart; Stadtverordnetenvorsteher   Renate Wolf; Protokollführerin 


